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Städtebauliche Arbeitsgemeinschaft 

Herrn Ralf Thielecke 

Thomas-Mann-Straße 41 

53111 Bonn 

Per E-Mail: r.thielecke@staedtebauliche.de 

cc:             dominic.bongart@lanzerathbau.de 

 

 

Objekt Hauptstraße 130 in Bad Neuenahr 

 

 

Sehr geehrter Herr Thielecke, 

 

in der vorbezeichneten Angelegenheit nehme ich Bezug auf die mir zur Verfü-

gung gestellten Unterlagen sowie das mit Frau Kleewitz geführte Telefonge-

spräch. Hinsichtlich der aufgeworfenen Fragestellung, ob und in welcher Grö-

ßenordnung Einzelhandelsnutzungen in einem MU (urbanen Gebiet) nach § 6a 

BauNVO zulässig sind, gilt Folgendes: 

 

1. 

Gemäß § 6a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind zunächst einmal Einzelhandelsbetriebe 

grundsätzlich zulässig. Etwas anderes gilt erst dann, soweit es sich um ein Ein-

kaufszentrum im Sinne von § 11 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO handelt oder um ein 

Einzelhandelsgroßprojekt im Sinne von § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO. 

 

2. 

Ein Einzelhandelsgroßprojekt im Sinne von § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO besteht 

zunächst einmal nicht, soweit mehrere kleinflächige Einzelhandelsbetriebe bei 

sich wechselseitig ergänzenden Warensortimenten und gemeinsamer Stell-

platzanlage errichtet werden, da nach Rechtsprechung des 

Assistenz: Petra Brüggemann 

Aktenzeichen: 01255/21 16/pb 

Köln, 14.04.2025 

 

 

Gustav-Heinemann-Ufer 88 

50968 Köln 

 

Tel.  +49 (0) 221 973 002-55 

Fax. +49 (0) 221 973 002-22 

m.johlen@lenz-johlen.de 

Dr. Markus Johlen 

Partner 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 



Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB 

14.04.2025 | Seite 2 von 4 

 

 

 

Bundesverwaltungsgerichts insoweit eine Addition der Verkaufsflächen nicht erfolgt, so-

weit diese selbständig und unabhängig (eigener Eingang, eigene Anlieferung, eigene Per-

sonalräume) betrieben werden können. 

 

Vgl. BVerwG, Urt. v. 24.11.2005, Az.: 4 C 8/05, zitiert bei juris 

 

a) 

Nach dem derzeitigen Stand besteht jedoch ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb bei 

dem geplanten Lebensmitteldiscountmarkt, da dieser mehr als 800 m² Verkaufsfläche und 

mehr als 1.200 m² Geschossfläche hat. 

 

Die Vermutungsregelung des § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO kann jedoch widerlegt werden, 

soweit eine betriebliche (die vorliegend nicht in Betracht kommt) oder städtebauliche Aty-

pik vorliegt. Eine städtebauliche Atypik kann u.a. dann angenommen werden, soweit der 

Einzelhandelsbetrieb in einem zentralen Versorgungsbereich liegt. 

 

Vgl. OVG Koblenz, Urt. v. 08.12.2009, Az.: 8 B 11205/09.OVG, 

zitiert bei juris; OVG Münster, Urt. v. 02.12.2013, Az.: 2 A 

1510/12, zitiert bei juris; OVG Münster, Urt. v. 14.06.2019, Az.: 7 

A 2386/17, zitiert bei juris 

 

Hierbei sind jedoch die Gliederung und Größe der Gemeinde und ihrer Ortsteile, die Siche-

rung der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und das Warenangebot des Be-

triebes zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die Auswirkungen auf andere zent-

rale Versorgungsbereiche.  

 

Vgl. OVG Münster, Beschl. v. 23.09.2020, Az.: 10 A 2544/18, zi-

tiert bei juris 

 

Dem Grunde nach wäre somit auch der großflächige ALDI-Markt in einem festgesetzten 

MU zulässig. Im Baugenehmigungsverfahren wird unter den vorgenannten Aspekten eine 

Atypik gegenüber der Bauaufsichtsbehörde darzulegen sein.  

 

b) 

Hinsichtlich § 11 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO gilt Folgendes: 
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aa) 

Ein Einkaufszentrum im Sinne von § 11 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ist anzunehmen, wenn eine 

räumliche Konzentration von Einzelhandelsbetrieben verschiedener Art und Größe – zu-

meist in Kombination mit verschiedenartigen Dienstleistungsbetrieben – vorliegt, die ent-

weder einheitlich geplant ist oder sich in anderer Weise als in „gewachsen“ darstellt. Für 

ein Einkaufszentrum ist dabei nicht zwingend ein zusammenhängender Gebäudekomplex 

(„unter einem Dach“) erforderlich.  

 

vgl. BVerwG, Urt. v. 03.04.2008, Az.: 4 C N 3/07, BauR 2008, 

1273 

 

Ein „gewachsenes“ Einkaufszentrum setzt neben der erforderlichen räumlichen Konzent-

ration weiter voraus, dass die einzelnen Betriebe aus Sicht der Kunden als aufeinander 

bezogen, als durch ein gemeinsames Konzept und durch Kooperation miteinander in Er-

scheinung treten.  

 

vgl. BVerwG, Beschl. v. 16.10.2013, Az.: 4 B 29/13, BRS 81 

Nr. 93 

 

Dies kann z.B. eine gemeinsame Zufahrt und Stellplatzanlage sein, sowie sich wechselsei-

tig ergänzende Sortimente.  

 

Ab welcher Verkaufsflächengröße bzw. ab welcher Anzahl von Betrieben ein Einkaufszent-

rum anzunehmen ist, ist in der Rechtsprechung noch nicht geklärt.  

 

Der VGH Mannheim hat in diesem Zusammenhang 1.433 m² Verkaufsfläche als nicht aus-

reichend qualifiziert (Beschl. v. 22.09.2005, Az.: 3 S 1061/04, BauR 2006, 489), das OVG 

Saarlouis (Beschl. v. 10.02.2009, Az.: 2 A 267/08, BRS 74 Nr. 8) hat 3643 m2, das Ver-

waltungsgericht Saarland (Urt. v. 24.02.2010, Az.: 5 K 850/09, juris) sogar 2614 m2 als 

ausreichender Verkaufsfläche qualifiziert. Das Oberverwaltungsgericht Koblenz (Urt. v. 

03.11.2011, Az.: 1 A 10270/11, BauR 2012, 206) hat 3.360 m2 Verkaufsfläche als „eher 

untere Grenze für ein Einkaufszentrum“ bezeichnet.  

 

Zwei Einzelhandelsbetriebe dürften noch nicht als Einkaufszentrum zu qualifizieren sein. 

Das Oberverwaltungsgericht Weimar (Urt. v. 17.04.2007, Az.: 1 K O 1127/03, BauR 2007, 

1376 f.) hat ein Einkaufszentrum bestehend aus drei Betrieben bejaht; ebenso der VGH 

München im Beschluss vom 16.11.2022 (Az.: 9 ZB 22.1256, zitiert bei juris). Bei den 
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vorgenannten Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Saarland bzw. des Oberverwal-

tungsgerichts Koblenz ging es hingegen um die Ansiedlung von sechs Einzelhandelsbe-

trieben.  

 

bb) 

Im Hinblick auf die vorgenannte Rechtsprechung spricht nach meiner Bewertung gegen 

eine Qualifizierung als Einkaufszentrum die vorgenannte Rechtsprechung des Oberverwal-

tungsgerichts Koblenz (3.360 m² als „eher untere Grenze für ein Einkaufszentrum“ und 

auch die Größe der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler). Dem Grunde nach ist daher auch das 

angedachte Konzept in einem MU zulässig. 

 

Für die Beantwortung von Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Markus Johlen  

Rechtsanwalt 
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